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NVwZ Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht
NZA Neue Zeitschrift für Arbeitsrecht
NZBau Neue Zeitschrift für Baurecht und Vergaberecht
NZKart Neue Zeitschrift für Kartellrecht
NZV Neue Zeitschrift für Verkehrsrecht
ÖPNV Öffentlicher Personennahverkehr
ÖPNVG Gesetz über den öffentlichen Personennahverkehr
OLG Oberlandesgericht
P2B-VO ..Verordnung (EU) 2019/1150 zur Förderung von Fairness

und Transparenz für gewerbliche Nutzer von Online-Ver‐
mittlungsdiensten

PBefG Personenbeförderungsgesetz
PostG Postgesetz
RDi Recht Digital
RdTW Zeitschrift für das Recht der Transportwirtschaft
RegG Regionalisierungsgesetz

Abkürzungsverzeichnis
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RFC Request for Comments
RJE The RAND Journal of Economics
RL/RLen Richtlinie/Richtlinien
Rn. Randnummer
ROG Raumordnungsgesetz
RP Rheinland-Pfalz
S. Seite
S. a./s. a. Siehe auch/siehe auch
Saarl Saarland
Sachs Sachsen
SächsKrGebNG Sächsisches Kreisgebietsneugliederungsgesetz
SächsLPlG Landesplanungsgesetz Sachsen
SächsVerf Verfassung des Freistaates Sachsen
SächsVerfGHG Sächsisches Verfassungsgerichtshofsgesetz
SaubFahrzeug‐
BeschG

Saubere-Fahrzeuge-Beschaffungs-Gesetz

SH Schleswig-Holstein
SLT-Drs. Sächsischer Landtag – Drucksache
SPNV Schienenpersonennahverkehr
StrG Straßengesetz
StVO Straßenverkehrs-Ordnung
TATuP Zeitschrift für Technikfolgenabschätzung in Theorie und

Praxis
Thür Thüringen
TMG Telemediengesetz
TranspR Transportrecht
UAbs. Unterabsatz
UStG Umsatzsteuergesetz
UWG Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb
V+T Verkehr und Technik

Abkürzungsverzeichnis
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Var. Variante
VDV Verband Deutscher Verkehrsunternehmen e. V.
VerfGH Verfassungsgerichtshof
VerwArch Verwaltungsarchiv
VG Verwaltungsgericht
VGH Verwaltungsgerichtshof
VMS Verkehrsverbund Mittelsachsen
VO/VOen Verordnung/Verordnungen
VO-ÖPNV Verordnung des Sächsischen Staatsministeriums für Wirt‐

schaft, Arbeit und Verkehr über die Aufstellung von Nah‐
verkehrsplänen für den ÖPNV

Vol. Volume
Vorb. Vorbemerkungen
VRR Verkehrsverbund Rhein-Ruhr
VVDStrRL Veröffentlichungen der Vereinigung der Deutschen Staats‐

rechtslehrer
VVO Verkehrsverbund Oberelbe
VVV Verkehrsverbund Vogtland
VwGO Verwaltungsgerichtsordnung
VwVfG Verwaltungsverfahrensgesetz
WpHG Wertpapierhandelsgesetz
WuV Wirtschaft und Verwaltung
WuW Wirtschaft und Wettbewerb
ZD Zeitschrift für Datenschutz
ZfBR Zeitschrift für deutsches und inernationales Bau- und

Vergaberecht
ZG Zeitschrift für Gesetzgebung
Z´GuG Zeitschrift für Gemeinwirtschaft und Gemeinwohl
ZKF Zeitschrift für Kommunalfinanzen
ZRP Zeitschrift für Rechtspolitik

Abkürzungsverzeichnis
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ZUR Zeitschrift für Umweltrecht
ZVertriebsR Zeitschrift für Vertriebsrecht
ZVON Zweckverband Verkehrsverbund Oberlausitz-Nieder‐

schlesien
ZVV Zweckverband Öffentlicher Personennahverkehr

Vogtland
ZWeR Zeitschrift für Wettbewerbsrecht

Abkürzungsverzeichnis
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Erstes Kapitel: Einleitung

Angetrieben von der politisch geforderten Verkehrswende1 wollen die Bun‐
desländer verstärkt Mobilitätslösungen anbieten und potenzielle Neu- so‐
wie Bestandskunden zur Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel bewegen2.
Die Politik hat erkannt, dass der CO2-Ausstoß zum Schutz der Natur
reduziert werden muss; dabei erweist sich der Verkehrssektor als das Sor‐
genkind3. Neben dem Einsatz von Fahrzeugen mit niedrigeren Emissions‐
werten, wie es unter anderem im SaubFahrzeugBeschG4 vorgesehen ist,
spielt die Digitalisierung eine entscheidende Rolle. Fahrtrouten können mit
ihrer Hilfe optimiert und Fahrten selbst auf konkrete Nachfragesituationen
beschränkt werden; effiziente Prozesse führen zudem zur Einsparung von
Ressourcen. Der Einsatz von Informations- und Kommunikationstechnik
verbessert sowohl die Kommunikation und Interaktion mit dem Kunden
als auch die unternehmensinternen Kernprozesse5.

Plattformen kommt im Rahmen der Digitalisierung eine entscheidende
Bedeutung zu. Sie verändern nicht nur traditionelle Geschäftsfelder, indem
neue digitale Marktteilnehmer als Konkurrenten entstehen, sondern die
expansive Digitalisierung der Zugangsmöglichkeiten zu analogen Märkten
selbst strukturiert ganze Branchen neu – es kommt zur „digital disrupti‐
on“6. Welcher Einzelhändler fühlt sich nicht durch Amazon bedroht? Auch
in der Personenbeförderung kam es bereits zu wegweisenden Gerichtsent‐
scheidungen im Zusammenhang mit dem Plattformunternehmen Uber,
weil sich bestehende Verkehrsunternehmen durch den neuen digitalen

1 Kipke, V+T 2022, 25, 26; siehe bereits die Überlegungen bei: Fehling, in: ders./Ruffert
(Hrsg.), Regulierungsrecht, § 10 Rn. 15.

2 Kahle, Mobilität in Bewegung, S. 52 ff.
3 Monheim, IR 2017, 236, 236; VDV, Jahresbericht 2019/2020, S. 10; s. a.: Hofmann, in:

Knauff (Hrsg.), Neuerungen im Rechtsrahmen für den ÖPNV, S. 49.
4 Gesetz über die Beschaffung sauberer Straßenfahrzeuge, BGBl. I (2021), S. 1691; siehe

hierzu: Knauff, in: ders. (Hrsg.), Neuerungen im Rechtsrahmen für den ÖPNV,
S. 119 ff.

5 BMWi, Monitoring-Report Wirtschaft DIGITAL 2018, S. 6.
6 Scheer, IS 2016, 275, 275 f.; Skog/Wimelius/Sandberg, Business & Information Systems

Engineering 2018, 431, 431; Veuve, in: VDV (Hrsg.), Digitale Transformation des
ÖPNV, S. 21 f.; s. a.: McAfee/Brynjolfsson, Machine, Platform, Crowd, S. 154.
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Giganten in ihrer Stellung bedroht sahen und weiterhin sehen7 – eine
ernstzunehmende Gefahr mit Blick darauf, dass Plattformunternehmen
wegen ihrer herausragenden Marktstellung mittlerweile die wertvollsten
Wirtschaftsakteure darstellen8. So weist Amazon (Stand 15.02.2023) einen
Marktwert von rund 933 Milliarden Euro auf, wohingegen alle Dax-Unter‐
nehmen9 zusammen auf „nur“ knapp 1,6 Billionen Euro kommen. Uber
verfügt über eine Kapitalisierung in Höhe von 65 Milliarden Euro, also
circa 85 % des Marktwertes von Volkswagen10.

A. Der gegenwärtige ÖPNV-Markt

Weniger relevant sind Plattformen bisher in einem Teilbereich der Perso‐
nenbeförderung, nämlich dem öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV).
Dabei suggerieren die Zahlen zunächst einen großen und lukrativen Markt:
Im Jahr 2020 nutzten 7,1 Milliarden Fahrgäste – überwiegend Schüler und
Berufstätige11 – den ÖPNV12. Dies entspricht rund 19,5 Millionen Fahrgäs‐
ten pro Tag, die dabei 58 Milliarden Personenkilometer13 zurücklegten14.
Diese Zahlen können nicht verbergen, dass der Nahverkehr in seiner Ge‐
samtheit defizitär ist15. Im ÖPNV musste die öffentliche Hand bei steigen‐
der Tendenz bisher rund 9,4 Milliarden Euro im Jahr zur Finanzierung
beitragen16. Allein durch die negativen Auswirkungen der Coronapandemie

7 Siehe zum Beispiel: BGH, GewArch 2019, 157, 157 ff.
8 Paul/Wollny, Instrumente des strategischen Managements, S. 302.
9 Der Dax ist ein Index und umfasst unter anderem Adidas, Allianz, BASF, BMW,

Deutsche Post, Mercedes-Benz Group, Porsche, SAP, Siemens und Volkswagen.
10 S. a.: Demary/Rusche, IW-Kurzbericht 56/2018, S. 2, welche nicht börsennotierte

Unternehmen betrachten.
11 Schmitz, in: VDV (Hrsg.), Digitale Transformation des ÖPNV, S. 26; s. a. den

Überblick bei: Elste, in: VDV (Hrsg.), Verkehrsverbünde, S. 70; VDV, Jahresbericht
2019/2020, S. 61.

12 https://www.vdv.de/daten-fakten.aspx [abgerufen 02.11.2022].
13 (Anzahl Personen) x (Tarifkilometer), siehe: VDV-Akademie, Grundwissen Personen‐

verkehr und Mobilität, S. 346.
14 https://www.vdv.de/daten-fakten.aspx [abgerufen 02.11.2022].
15 Knauff, in: Ehlers/Fehling/Pünder (Hrsg.), Besonderes Verwaltungsrecht, § 28

Rn. 10; Möstl, in: Dürig/Herzog/Scholz (Hrsg.), GG, Art. 87e Rn. 138.
16 https://www.vdv.de/daten-fakten.aspx [abgerufen 02.11.2022]; s. a.: Becker, IR 2017,

151, 151; v. Hirschhausen/Walter, IR 2008, 275, 275; Knauff, in: ders. (Hrsg.), Rechts‐
anwendung und Finanzierung im ÖPNV, S. 141; Schade/Scherf, in: Knauff (Hrsg.),
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hinsichtlich der Fahrgastzahlen17 mussten die Verkehrsunternehmen und
der Staat in 2020 Mindereinnahmen an Fahrgeldern in Höhe von knapp 3,2
Milliarden Euro abfangen18.

Aufgrund dieser wirtschaftlichen Besonderheit dringen Plattformunter‐
nehmen nur auf einen Teilmarkt der Personenbeförderung vor. Im Fokus
stehen bisher insbesondere der Taxen- als auch Mietwagenverkehr19, weil in
beiden Fällen die Kosten der Fahrt inklusive des angestrebten Gewinns durch
entsprechende Fahrpreise abgedeckt werden. Zwar gelten beide Verkehrsfor‐
men20 unter bestimmten Bedingungen als Teil des ÖPNV21, doch eine über
den  Taxen-  und  Mietwagenverkehr  hinausgehende  Marktdurchdringung
seitens privater (Plattform-)Akteure, beispielhaft seien Uber22, Talixo23 oder
Free Now24 genannt, ist nicht erkennbar. Vielmehr versuchen vorwiegend die
kommunalen Verkehrsunternehmen die Entwicklung digitaler Mobilitätslö‐
sungen voranzutreiben, um die Kundenbedürfnisse möglichst individueller
und zugleich kostengünstiger Fortbewegungsmöglichkeiten zu befriedigen.

B. Potenziale einer landesweiten Mobilitätsplattform

Im Kontext der Digitalisierung wird ein entscheidender Akteur bisher wei‐
testgehend ausgeklammert.  Gemeint sind die Aufgabenträger,  in Sachsen
gemäß § 3 Abs. 1 Satz 1 ÖPNVG Sachs25 grundsätzlich die Landkreise und

ÖPNV als Bestandteil und Gegenstand der Verkehrswende, S. 79 f.; Waßmuth/Wolf,
Verkehrswende – Ein Manifest, S. 58.

17 Schade/Scherf, in: Knauff (Hrsg.), ÖPNV als Bestandteil und Gegenstand der Ver‐
kehrswende, S. 73.

18 VDV, Statistik 2020, S. 34; s. a.: Busch/Arndt/Dziallas et al., Der Nahverkehr 2022, 42,
43; Kuttig/Bülles, ÖPNV-Report 2020/2021, 5, 6; Muth, ÖPNV-Report 2020/2021, 22,
23 ff.; Nohroudi in: VDV (Hrsg.), Digitale Transformation im ÖPNV, S. 178.

19 S. a. die Aufzählungen bei: Fehling/Schröter, Die Verwaltung 2020, 381, 382 f.; Haack/
Dathe, ZRP 2019, 81, 82; Krämer/Weiss/Benz, Der Nahverkehr 2019, 52, 53 ff.; Meyer,
Der Nahverkehr 2016, 50, 50 f.; Nohroudi, in: VDV (Hrsg.), Digitale Transformation
im ÖPNV, S. 175 ff.; Rees, Digitalisierung in Mobilität und Verkehr, S. 27 ff.

20 Fromm/Sellmann/Zuck, Personenbeförderungsrecht, § 10 Rn. 1.
21 Siehe das dritte Kapitel, Abschnitt B.IV.3.a).
22 https://talixo.de/ [abgerufen am 13.12.2022].
23 https://www.uber.com/de/de/ [abgerufen am 13.12.2022].
24 https://www.free-now.com/de/ [abgerufen am 13.12.2022].
25 Gesetz über den öffentlichen Personennahverkehr im Freistaat Sachsen, GVBl. Sachs

(1995), S. 412; zuletzt geändert durch Art. 36 Gesetz vom 27.01.2012, GVBl. Sachs
(2012), S. 130.
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kreisfreien Städte, denen aufgrund von § 8 Abs. 3 Satz 1 PBefG26 die Sicher‐
stellung einer ausreichenden Bedienung der Bevölkerung mit Verkehrsleis‐
tungen im ÖPNV obliegt27. Das den Aufgabenträgern zur Aufgabenerfüllung
zur Verfügung stehende Instrumentarium wird weitestgehend analog be‐
spielt. Dies umfasst Steuerungsmöglichkeiten hinsichtlich von Planungspro‐
zessen bis hin zur Erbringung der konkreten Personenbeförderungsleistun‐
gen. Dabei wäre es wünschenswert, dass auch die staatliche Seite von der in
§§ 3a ff.  PBefG normierten Digitalisierung in Form einer Übermittlungs‐
pflicht an den Nationalen Zugangspunkt28, die zum Beispiel Fahrpläne oder
Störungen seitens  der  Verkehrsunternehmen umfasst,  profitieren könnte.
Eine landesweite Mobilitätsplattform im ÖPNV könnte an diese vom Gesetz‐
geber geschaffene Grundlage zur Digitalisierung anknüpfen29.

Eine landesweite Plattform im ÖPNV böte zunächst die Möglichkeit
bisher analoge Verfahren durch digitale Gegenstücke zu ersetzen, indem
zum Beispiel die Einbindung von Verkehrsunternehmen in den Planungs‐
prozess plattformgestützt stattfindet oder Aufgabenträger die Plattform als
Ausgangspunkt für ihre Zusammenarbeit nutzen. Die sodann vorliegenden
Daten könnten automatisch verarbeitet werden, was den Zeit- und damit
Kosteneinsatz aller beteiligten Akteure senken kann. Zusätzlich wären In‐
teraktionen zwischen den Marktteilnehmern direkt mittels der Plattform
möglich, was nicht nur erneut die erforderliche Zeit für Planungs- und Ent‐
scheidungsprozesse verkürzen kann, sondern auch die Einbindung indivi‐
dueller Mobilitätslösungen ermöglicht oder eine Randnutzung im ÖPNV
möglich macht, beispielsweise zur additiven Güterbeförderung. Insbeson‐
dere die Fahrgäste könnten mit Hilfe der Plattform auf Verkehrslösungen
Einfluss nehmen, indem sie etwa Haltestellen bestimmen oder Fahrstrecken
und -zeiten selbst festlegen. Eine derartige Mobilitätsplattform, nicht nur
verstanden als Buchungsinstrument für die Fahrgäste, sondern als Sicher‐

26 Personenbeförderungsgesetz, BGBl. I (1990), S. 1690; zuletzt geändert durch Art. 1
Gesetz vom 16.04.2021, BGBl. I (2021), S. 822; ein kurzer Überblick zu den Grund‐
strukturen findet sich bei: Kment, NVwZ 2020, 366, 367.

27 Zu den Details siehe das dritte Kapitel, Abschnitt C.
28 https://mobilithek.info/ [abgerufen am 13.02.2023]; s. a. das zweite Kapitel, Abschnitt

C.II.2.
29 S. a.: Ackermann, in: VDV (Hrsg.), Digitale Transformation des ÖPNV, S. 135; Becker,

Der Nahverkehr 2002, 12, 13; Kagermeier, in: Mager/Klühspies (Hrsg.), Verkehr in
der Forschung, S. 32; Nohroudi in: VDV (Hrsg.), Digitale Transformation im ÖPNV,
S. 176; Schmöe, Öffentlicher Personennahverkehr in kleinen und mittelgroßen Kom‐
munen, S. 45.

Erstes Kapitel: Einleitung

34

https://mobilithek.info

